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Hgjmut Kohl: 
Bericht der Bundesregierung 
zur Lage der Nation 
h& geteilten Deutschland 
"'jndeskanzler Dr. Helmut Kohl gab in der 122. Sitzung des Deut- 
eten Bundestages am 27. Februar 1985 folgenden Bericht der 
undesregierung zur Lage der Nation im geteilten Deutschland ab: 
rr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

l98sBf-ericht zur La8e der Nation im geteilten Deutschland im Frühjahr des Jahres 
ständi- et in einem politischen und geschichtlichen Augenblick statt, in dem ver- 
heb-er" und' wie icn denke> aucn notwendigerweise unsere Gedanken zurückge- 
Hei IT das Janr 1945> 40 Janre zurück zum Ende der Barbarei der Nazis, des Dritten 
sichd ' des Zusammenbruchs des Reiches, aber auch zur Chance der Freiheit, die 

damit für den größeren Teil unseres Vaterlandes auftat. 

p^chland ist geteilt, ungeteilt aber ist der Wille des deutschen Volkes zur Einheit in 

E>ie
V? 4° Janren» ob heute, ob morgen: die Freiheit bleibt Kern der deutschen Frage. 

erfülj 
lnneit der Nation soll und muß sich zuallererst in der Freiheit ihrer Menschen 

ti0^
e Deutschlandpolitik, die Deutschlandpolitik dieser Bundesregierung der Koali- 

ten rxer Mi«e, hat sich auch seit meinem letzten Bericht zur Lage der Nation im geteil- 
M«u eutschland — einigen Belastungen zum Trotz — nach Zielsetzung, Anlage und 
^ethode bewährt. 

aUcu Erei8nisse der jüngsten Zeit zeigen die Chancen dieser Politik, erinnern uns aber 
^ n an die Grenzen: 

o^ 16. Dezember, vor wenigen Monaten, wurde ohne viel öffentliches Aufsehen, 
ast heiläufig, die Autobahnbrücke über das Werratal  zwischen  Wartha und 

BrreiLach eröffnet- Die Bundesrepublik Deutschland hat diese Brücke, das größte 
^»ckenbauwerk in der DDR, entscheidend gefördert. Diese Brücke lädt zu Hoff- 

te n8en ein, daß sie Thüringen und Hessen verbindet, Goethes Weimar und Goe- 
es Prankfurt, aber auch den Messeplatz Leipzig mit Wirtschaftszentren in der 
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Bundesrepublik Deutschland. Wir wollen, wir wünschen, daß viele Menschen dies 
Brücke benutzen können — in beiden Richtungen. 

- Einen Monat nach diesem Brückenschlag wurde mitten in Berlin an der Bernau 
Straße im Vorstreifen der Mauer von der DDR eine neugotische Backstein** 
gesprengt, um die Grenze besser kontrollieren zu können. Daß diese Kirche „ 
söhnungskirche" hieß, drängt schmerzliche Gedanken auf. 

Der Bau einer Brücke, um West und Ost zu verbinden, und die Sprengung einer # 
ehe, um Ost und West zu trennen: beides ist deutsche Wirklichkeit an der Jahreswe  ^ 
1984/85. Beide Ereignisse sind weit mehr als nur Impressionen zur Lage in Deut 
land. Sie sind Symbole und Erfahrungen, die uns politisch und menschlich beweg 

Der Bau der Brücke zeigt die Richtung, in die wir zu gehen haben. Die Sprengung 
Kirche zeigt, wie lang, wie schwer und wie ungewiß der Weg ist, der noch vor uns 
um mit der Teilung Europas auch die Spaltung Deutschlands zu überwinden. 

In diesem Bericht zur Lage der Nation im geteilten Deutschland will ich mich 
allem auf fünf Punkte konzentrieren. 

I. Nation und Freiheit zu verbinden - das ist 
der Maßstab, vor dem unsere Deutschlandpolitik 
bestehen muß 

j frei 
In der Geschichte Europas bilden seit dem Zeitalter der Aufklärung Nation uno   ^ 
heit eine spannungsreiche ideelle Einheit. Von Anfang an war in dieser lae* 
Nation ebensoviel Schöpferkraft wie Sprengkraft enthalten. 

Seit der Französischen Revolution wird die europäische Geschichte von der Af!s^°ufld 
dersetzung bestimmt, die aus dieser Spannung entstand - geistig, wirtschaftlicn 
militärisch. ^ 
Die Geschichte unseres eigenen Volkes lehrt uns: Wo Freiheit unterdrückt wird, g 
schließlich Menschen zugrunde. 6 

Gerade der 40. Jahrestag des 8. Mai 1945 erinnert uns Deutsche auf die eindringh^g 
Weise an das kostbare Gut der Freiheit und an die Verantwortung für die Bewa 
von Frieden und Freiheit. ef 

Dieser Tag ist ein Tag der Selbstbesinnung, ein Tag der Erinnerung und der   *    u 
ebenso wie der Dankbarkeit und der Hoffnung. Es war der erste Bundespra. ^ 
Theodor Heuss, der kurz nach seiner Wahl das Wort prägte, der 8. Mai !?*>        e. 
Tag tiefer Paradoxie, „weil wir" - so sagte er - „erlöst und vernichtet in einen * 
sen sind". total 
Wir trauern um die Opfer der Gewaltherrschaft, des Rassenwahns und cl*c*wfl 
geführten Krieges. In diese Trauer mischt sich die Scham für das, was im ae 
Namen an Verbrechen geschah. 



CDU-Dokumentation 8/1985 

§ !nnerung ist auch notwendig angesichts der fortdauernden Haftung, die uns für die 
"reckenstaten des Dritten Reiches obliegt. 

Dif r\ k*a'' meme Damen und Herren, erweckt aber auch Gedanken der Dankbarkeit. 
st. putschen waren befreit vom Schrecken des Krieges und von den tausend Ver- 
jüngen, die der totalitäre NS-Staat geschaffen hatte. 

Y r Y Mai war ein Tag der Befreiung. Aber Befreiung brachte er nicht allen. Unser 
Un     an<*» die Mitte Europas, wurde geteilt. Für die Deutschen in der DDR und für 
bar

er£ pichen europäischen Nachbarvölker wurde der 8. Mai auf bisher unabseh- 
e Zeit zum Tag der Ablösung der einen Diktatur durch eine andere. 

Hamif UQk Hoffnung bedeutet dieser Tag: Hoffnung, daß die Vision der Patrioten des 
frei    acller Festes 1832 und der Paulskirche 1848, die ein freies Deutschland in einem 
deu?n ~Uropa erstrebten, bis heute und in der Zukunft zu den Möglichkeiten auch der 

lschen Geschichte gezählt werden kann. 

Qe dieser Hoffnung schöpften die Menschen an dem tiefsten Punkt deutscher 
da 

n,chte die Kraft für einen Neubeginn. Sie konnten auf dem Fundament aufbauen, 
geNV

Von jenen Deutschen errichtet worden war, die den Widerstand gegen Hitler 
den ^ . ten — dem moralischen Fundament für unsere demokratische Ordnung und 

n sozialen Rechtsstaat. 

freie '-r .^anre nach dem Ende von Krieg und Diktatur erlebten wir in diesem, im 
Renuhru    unseres Vaterlandes die Geburtsstunde einer neuen, einer freiheitlichen 

der d e^u^ ~ man muß es immer wieder in Erinnerung rufen — haben die Mitglie- 
8. \j .s **arlamentarischen Rats die Schlußabstimmung über das Grundgesetz auf den 
deu.tSci. gelegt. Damals wandte sich Carlo Schmid — einer der großen Männer der 
mächt Nachkriegsgeschichte — in einer eindrucksvollen Rede an die Besatzungs- 

e Un<* an die Bürger der neuen deutschen Republik. Er sagte: 

mann Wir auf Deiden Seiten "ach dem Gesetz der Solidarität handeln, dann wird 
das if,lnmal sagen können, daß an dem vierten Jahrestag des 8. Mai 1945, an dem 
8ed •• V^e Siegel unter den Zusammenbruch einer Herrschaft des Verderbens 
bes»11 * worden ist, hier in Bonn etwas geschaffen wurde, das die Tore zu einer 
ße fren Zukunft Deutschlands, einer Zukunft Europas, aller Völker weit aufgesto- 

ckte m • che Nje"Lein.e Damen und Herren, können wir mit Stolz feststellen, daß der freiheitli- 
e'nei*i ze    -inn des Janres 1949 eine stabile deutsche Demokratie ermöglicht hat. Aus 
^it si»;« rstorten Land entstand ein Gemeinwesen, das im Frieden mit sich selbst und 
u   se,nen Nachbarn lebt. um»er r> 
kCn für ü

rund8esetz ächtet Aggression von Verfassung wegen. Krieg und Gewalt wer- 
't für  «8 nie wieder ein Mittel der Politik sein. Als friedlicher Staat streben wir Frei- 

ty        a'le Deutschen an. 
uns d Qer 8. Mai 1945 an das Unheil von Krieg und Gewaltherrschaft erinnert und 



CDU-Dokumentation 8/1985 

zur Selbstbesinnung mahnt, so steht der 8. Mai 1949 auch für die neue Chance, die W 
im freien Teil unseres Vaterlandes erhalten haben. 
Beides bestimmt heute die Lage unserer Nation. Die Teilung unseres Vaterlandes 
gen wir als Last in der Folge des von Hitler verschuldeten Krieges. Die Entscrteiu^ 
für Freiheit und Demokratie begreifen wir als Auftrag für ganz Deutschiana 
Europa. 

II. Wir -T die Bundesrepublik Deutschland - gehöre* 
zum Westen 
Nur dadurch hat die Freiheit der Deutschen eine 
Chance uic* 
Vor nunmehr dreißig Jahren hat die Bundesrepublik Deutschland völkerrecn j, 
Souveränität erlangt und zugleich fortgeführt, was im Vertrag von Locarno geda ^ 
angelegt war: die Einfügung der Deutschen in ein Europa freier Völker. Mit dei „ 
trag von Locarno vor sechzig Jahren wollten Austen Chamberlain, Gustav Stress ^. 
und Aristide Briand die Grundlage für diesen Weg schaffen. Dabei wußten die n^. 
minister Großbritanniens, Frankreichs und Deutschlands um die europäische ^ 
tung einer dauerhaften Verständigung zwischen den Völkern, vor allen Ding« 
sehen Deutschen und Franzosen. ^ 
Der Beginn der Schlacht von Verdun - für immer ein Symbol der Sinnlosigk* nn 

Krieges und jetzt endlich auch für den Wert der Versöhnung - lag damals er* 6,t 
Jahre zurück. Der Vertrag von Locarno vor sechzig Jahren scheiterte in der£ifein<*' 
an  nationalistischer  Kurzsichtigkeit und vermeintlich  unüberwindbarer  ts 

schaft. ejii' 
Im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland und in den Pariser Verträgen <^ 
schließlich des damals neugefaßten Deutschlandvertrages - haben wir uns a   ^ 
auf die Idee der europäischen Einigung festgelegt: Im europäischen Rahrnei[»      <j«f 

wir unsere Zukunft gestalten und als Friedenswerk in Europa die nationale W * 
Deutschen lösen. üfde 
Mit den Pariser Verträgen, die im Mai dieses Jahres dreißig Jahre in Kraft sind, ^- 
die Bundesrepublik Deutschland als souveräner Staat auf Dauer Mitglied de 
nisgemeinschaft des freien Westens. ^r 

Unser Bekenntnis zu Europa ist eine historische Entscheidung, eine P0)»11^^ ^ 
ehe und sie ist vor allem eine Wertentscheidung für das Europa des Christen! 
derAufklärung, der sozialen Gerechtigkeit und des Rechtsstaates. •„. 

Wir stehen im Innern wie nach außen auf der Seite der Freiheit. Die W*!e?ntsp*' 
schaft des westlichen Bündnisses und unsere demokratische Staatsordnung        pu 
chen einander. In dieser Übereinstimmung kommt die Staatsraison der tsui   ^ 
blik Deutschland zum Ausdruck. Es gibt für uns keinen Mittelweg^zwischen y 
tie und Diktatur. Wer einen dritten Weg sucht, bringt unsere Freiheit in ue 
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gem^ Adenauers unzweideutige Entscheidung für die Westbindung, für die Werte- 
te e,nschaft mit den freiheitlichen Demokratien war die Abkehr von jeder Versu- 
be|   ^ Zu nationalen Sonderwegen. Diese Grundentscheidung ist und bleibt irreversi- 

brjt nso.8>'t heute und auf Dauer die Verpflichtung der drei Mächte, Frankreich, Groß- 
D    nn,en und USA, auf die besonderen deutschen Ziele und Interessen, wie sie im 

tschlandvertrag formuliert sind. 

^art Freiheit der Kern der deutschen Frage ist, ist unser Platz an der Seite unserer 
uns ,?r Un<* Freunde im Westen. Unsere Freunde begreifen ihrerseits, daß sich durch 
anv-'

e 8ar»ze deutsche Nation mit ihrem Anspruch auf freie Selbstbestimmung ihnen 

eit und Selbstbestimmung sind unteilbar. Das ist die Bündnisraison des Westens. 

Wejt .e,Bindung an die freiheitlichen Demokratien des Westens war Konsequenz einer 
frei 71C k **-en Entscne'dunß m europäischer Verantwortung. Westeuropa braucht, um 
durcL  b'eiben, einen stabilen, freiheitlichen Staat in Deutschland, so wie der Schutz 

unsere Partner für den Bestand unserer eigenen Freiheit unentbehrlich ist. 

Bew , Ur die Einheit Deutschlands werden wir nicht den Preis der Freiheit zahlen. Die 
Vor aii

run8 freiheitlicher Lebensform, für uns wie für unsere Nachbarn, hat Vorrang 
*"en anderen Zielen. 

cheri ?. aucn die Menschen jenseits der Trennungslinie zwischen West und Ost brau- 
nunp •le Ausstrahlungs- und die Anziehungskraft unseres Beispiels freiheitlicher Ord- 

* >m Westen. 

für e;n ser Wirkung ist die deutsche, die europäische Freiheitsfrage ein vitales Element 
nen friedlichen Wandel in Europa. 

!**• Uns **• unsere Deutschlandpolitik 
st Arbeit für Europa 

EnfQ    . 

^eut«r»kiSt geteilt, weil ein Teil Europas unfrei ist. Deutschland ist geteilt, weil ein Teil 

Natur UnfrCi iSt" 
^eutschl 'St d'e deutscne Frage zuallererst die Sache der Deutschen. Weil aber 
^ra8e m*?^ daS Seographische und geopolitische Mittelstück Europas ist, ist diese 
eUr°Päis K euroPäiscnen Interessen stets aufs engste verknüpft. Sie war, durch die 
Paischo i Geographie und das Gewicht Deutschlands bestimmt, immer eine euro- 
,ne Zentralfrage. 

inrem 7 nUngslin"       trum steht heute die Freiheit für die Europäer, die jenseits der Tren- 
Hur        

e tischen West und Ost leben. 
StimmunTerPeutscn,and wollen frei zur Einheit finden. Der Schlüssel ist die Selbstbe- 
Es 

8"    er zu erschließende Freiheitsraum sind die Menschenrechte. 
1 urrf Grenzen, nicht um Hoheitsgebiete, es geht nicht um Souveränität im 
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Sinne des klassischen Nationalstaats. Es geht um Selbstbestimmung und Men* äI)e 
rechte. Es geht um Volkssouveränität. Nicht souveräne Staaten, sondern souv 
Völker werden den Bau Europas dereinst vollenden. 
Wer heute in resignierter Schicksalsfügung einen Schlußstrich unter die deu   .j£ 

Frage ziehen will, formuliert eine Absage an das Selbstbestimmungsrecht und»  ß 
Verwirklichung von Menschenrechten. Er gibt der Freiheit aller Europäer i" 
Zukunft keine Chancen. «|. 
Und er hat die Geschichte nicht begriffen - ihre Kontinuität so wenig wie den vi« 
tigen Wandel auf deutschem Boden in der Mitte Europas. ^ 

Auch als europäische Zentralfrage ist die deutsche Frage nicht von der Art, dalj£tori' 
abgeschlossen erklärt werden könnte, nicht von Politikern und auch nicht von n   j,f. 
kern. Sie gehört zu den großen Gestaltungsaufgaben unseres Kontinents, seit vo     ^ 
hunderten in Europa ein Mächtesystem entstand. Sie hatte immer zum &*&*& 
und hat es noch, wie Deutschland in Europa eingefügt wird und wie die Deu 
sich einfügen und ihre europäische Verantwortung annehmen oder verweigern- 

Der freiwillige Zusammenschluß der europäischen Völker, mit dem wir im west ^ 
Teil Europas begonnen haben, ist ein zwar mühsamer, aber hoffnungsvoller       e,i. 
Wir meinen es ernst damit, und ich werde selbst meine ganze Kraft dann ein 
1985 zu einem Jahr wichtiger Weichenstellungen für Europa zu machen. ^ 

Indem wir das europäische Einigungswerk weiter voranbringen, bereiten wir in bi- 
scher Perspektive den Weg für eine spätere Aufhebung der Teilung unseres 
nents. <.$& 
Meine Damen und Herren, unsere geschichtliche Leistung wird einmal daran e^ter< 
sen, daß wir Nation und Freiheit bewahren und zugleich in Europa das größer 
land finden. #      «ege«1 

Wir suchen die Antwort auf die deutsche Frage nicht in Alleingängen, nicn   ^ 
unsere Nachbarn, nicht gegen unsere Nachbarn im Westen und nicht gegen 
Nachbarn im Osten und nicht in einer Auflehnung gegen die Geschichte. ^- 
Das deutsche Haus ist nur zu bauen auf dem Fundament der Menschen- un JH,^

1
}' 

rechte und unter dem Dach eines vereinten Europas. Dabei wissen wir: Die u    Bil- 
dung der Teilung Europas ist ein gesamteuropäischer Auftrag und nicht nur e 
gäbe Westeuropas. 

IV. Unsere Deutschlandpolitik 
ist ein Beitrag zur Vertiefung und Verstetigung der 

Ost-West-Beziehungen ^ 
Sie ist langfristig angelegt, sie ist berechenbar, und sie ist ein Element praktisc 
densarbeit in Europa. _. bl6' 
Die Deutschlandpolitik der Bundesregierung - ich darf das wiederholen 
bestimmt durch 
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_   as Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 
" <jen Deutschlandvertrag, 
^   en Moskauer und den Warschauer Vertrag von 1970, 
^ <jas Viermächte- Abkommen von 1971, 

„ f Briefe zur deutschen Einheit sowie die gemeinsame Entschließung des Deut- 
^ ^cnen Bundestages vom 17. Mai 1972, 

n Grundlagenvertrag mit der DDR und die Entscheidungen des Bundesverfas- 
un8sgerichts vom Juli 1973 und Juli 1975. 

dje j
e Da"ien und Herren, diese Dokumente bekräftigen gänzlich unmißverständlich 

Wie   eutschen Rechtspositionen, das Festhalten am Friedensvertragvorbehalt ebenso 
Njac. £sere Bereitschaft zum Ausgleich und zur Verständigung mit unseren östlichen 

arn; das heißt vor allem auch mit unseren polnischen Nachbarn. 

kekräf?er ^e8'erungserklärung vom 4. Mai, nach der Bundestagswahl 1983, habe ich 
«gt und für die Bundesregierung erklärt: 

de? vUndesrePubnk Deutschland wird im Rahmen ihrer Friedenspolitik ihren Kurs 
Sta       s*^ndigung, der Vertrauensbildung und der Zusammenarbeit auch mit den 
den r^n ^es Warschauer Pakts beharrlich und ohne jede Illusion über die bestehen- 

n Gegensätze weiterverfolgen. 

^ser/p*1^^6 sm<* ^'e geschlossenen Verträge, nach deren Buchstaben und Geist wir 
e Politik mit dem Osten gestalten wollen. 

digu 
en gerichtet ist auch heute zu sagen: Wir alle wollen Aussöhnung und Verstän- 

den d ^en Jetzt un<* ^ür d'e Zukunft den Warschauer Vertrag und die darin zwi- 
»UnVe i r .^un<^esrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen verankerte 
Soüv "et.z^chkeit der Grenzen und die Achtung der territorialen Integrität und der 
'egerid ^ät aller Staaten in Europa in ihren gegenwärtigen Grenzen" als „eine grund- 
^,   ae Bedingung für den Frieden". 

ander v • nc*esrepublik Deutschland und die Volksrepublik Polen, haben gegenein- 
. einerlei Gebietsansprüche und werden solche auch in Zukunft nicht erheben. 

Heute n ,men und Herren, in den Gebieten jenseits der polnischen Westgrenze leben 
&Word     ?cne Familien, denen diese Landschaften in zwei Generationen zur Heimat 
Au k   Cn S'n<*" ^'r werden dies achten und nicht in Frage stellen. 

^erichfleSeS ^ort an unsere polnischen Nachbarn gehört zur Standortbestimmung im 
Ic.       2Ur Lage der Nation im geteilten Deutschland. 

^chjcksMSSe da^e* im Janre 1Q85 — in der Erinnerung 40 Jahre zurück — nicht das 
^e'liat K V°n Millionen unserer Landsleute, für die das Kriegsende den Verlust ihrer 

cht ii j,     fete, der sie sich auch heute noch besonders verbunden fühlen. Auf der 
Männ-   ^ ^e' °-er Vertreibung fanden mehr als zwei Millionen Menschen — Frauen, 

cr. Kinder - den Tod. 
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Zum Glück für Deutschland und Europa ging die Rechnung jener nicht auf, die    , 
Vertriebenen und Flüchtlinge schon als sozialen Sprengstoff des neuen DeutscM* 
sahen. . 
Es war — das gehört auch in diesen Bericht — eine große Stunde der deutschen N»c 
kriegsgeschichte, als sich die Vertriebenen und Flüchtlinge - trotz ihrer bitte 
Erfahrung - fünf Jahre nach dem Krieg in ihrer Stuttgarter Charta feierhcri * 
Gewaltverzicht, zur Versöhnung und Zusammenarbeit mit den Ländern Osteur v 
ausgesprochen haben. Das war und ist eine klare Absage an jede Form von Revan 
mus, das ist eine Botschaft des Friedens. 

Unsere heimatvertriebenen Mitbürger haben, wie jeder von uns weiß, einen w^^jt 
chen Beitrag zur friedlichen Entwicklung unseres Landes und zur Verständigung ^ 
unseren Nachbarn geleistet. Ich bin sicher, daß die Vertriebenen - auch jene, d> c 
Kinder vertriebener Eltern sind - auf diesem Weg des Friedens weitergehen. M ^ 
Bitte ist, daß jeder — wer auch immer für die Vertriebenen spricht — durch die 
seiner Worte jeden Zweifel am Willen zur Verständigung ausschließt. lt. 
Vertragstreue und Berechenbarkeit sind für uns selbstverständlich — auch im Vei' 
nis der beiden Staaten in Deutschland. Wir bieten Verläßlichkeit, und ebenso erW 
wir Verläßlichkeit. eS 

Fragen der deutschen Staatsangehörigkeit stehen nicht zur Disposition. Für uns g« 
nur eine deutsche Staatsangehörigkeit. Wir bürgern niemanden aus. . 

Die Bundesregierung hat 1972 beim Abschluß des Grundlagenvertrages nachdrijc    f. 
klargestellt, daß Staatsangehörigkeitsfragen durch diesen Vertrag nicht geregei       . 
den sind. Wenn wir diese durch unser Grundgesetz und andere Gesetze vorgeg 
Position vertreten, greifen wir wahrlich nicht in Rechte der DDR ein. 

Im übrigen: In der Praxis gibt es damit ja auch nicht Probleme. So bestreiten.^yj- 
DDR nicht das Recht, im Ausland diejenigen ihrer Bürger zu betreuen, die dies.      ^ 
sehen. Wir unsererseits, meine Damen und Herren, lassen uns nicht - von niem      -g 
— das Recht nehmen, die Deutschen im Ausland zu betreuen, die sich uns zug 
fühlen. ^jr 
Indem wir an der einheitlichen deutschen Staatsangehörigkeit festhalten, trage^ ^ 
unserer gemeinsamen Vergangenheit, dem Fortbestehen der deutschen Nation u    ^ 
Tatsache Rechnung, daß die deutsche Frage nicht gelöst ist. Auch die fortbestein   ^ 
Viermächterechte und -Verantwortlichkeiten sind ein völkerrechtlich wesentlicn 
ment für den Fortbestand der gemeinsamen deutschen Staatsangehörigkeit. 

Unsere Beziehungen zur DDR sind besonderer Art. Wir sind für die DDR n'C kejn 
Staat wie jeder andere und sie nicht für uns. Auch die DDR kann in Wanrn 
Interesse daran haben. ^ft 
Beide Staaten können die deutsche Geschichte nicht wie eine unerwünschte Er 
ausschlagen. deft. 
In 35 Jahren hat sich das Verhältnis der beiden Staaten zueinander mehrfach ge    ^ 
Eines ist in allem Wandel deutlich geworden und deutlich geblieben: Es besi 
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esondere Beziehung. Das gilt für die Form des Verhältnisses, das gilt ebenso für die 
li LStanz: die gemeinsame Sprache, die gemeinsame Kultur, das starke Band mensch- 
„ er Beziehungen und die gemeinsame Geschichte, deren Ertrag und Verpflichtung 
heilbar bleiben. 

e Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR lassen sich 
s dem Kräftefeld des West-Ost-Verhältnisses nicht herauslösen. 

sn C^er^esserung der Beziehungen zwischen den beiden Staaten in Deutschland ent- 
dp ' \    ^em Interesse aller europäischen Völker. Andererseits dient jede Verbesserung 

West-Ost-Beziehungen auch den Menschen im geteilten Deutschland, indem sie 
Ue Chancen für mehr Miteinander eröffnet. 

lun C ^^sna'D messen wir, mißt die Bundesregierung den Rüstungskontrollverhand- 
ni hCn' ^'e *n zwe' Wochen in Genf beginnen, eine so große Bedeutung bei. Sie bieten 
de cUr e'ne Ghance für die Festigung des Friedens, sondern auch Möglichkeiten für 
Q ^°rtschritt in den Beziehungen der beiden Staaten in Deutschland. Aus diesem 
suitn • ^a^en w'r m Gesprächen in West und Ost, aber insbesondere in unseren Kon- 
die nen mit unseren Bündnispartnern, vor allem mit den USA, auf die Aufnahme 

Ser Verhandlungen hingearbeitet. 

sow'   •    andlungen werden langwierig und schwierig sein. Aber die amerikanisch- 
auf JH 

tlscnen Beziehungen, die wir als Kernstück des Ost-West-Dialogs verstehen, sind 
em Weg — ich glaube, man kann das sagen — spürbarer Verbesserung. 

ye , s,nd zuversichtlich, daß die Genfer Rüstungskontrollgespräche letztlich zu einer 
re« esserung unserer Sicherheit und zur Stabilisierung des Friedens in der Welt füh- 
ren werden. 

C}j r^ anhaltenden Bemühungen um Dialog und Zusammenarbeit mit unseren östli- 
I)„. .^achbarn verstehen wir als eine Ergänzung zum Gespräch der Weltmächte. 
gen ' wissen wir, daß wir diese bilateralen Möglichkeiten und auch unsere Beziehun- 
weu ,. —^R nur dann erfolgreich nutzen können, wenn sie eingebunden sind in das 
bam • ne Gesamtgespräch mit der Sowjetunion als unserem wichtigsten Nach- 

sehe v ,^u^mmung der vier Mächte — also auch der Sowjetunion — wird das deut- 
Ser A ^'e Chance der freien Selbstbestimmung erhalten. So lange aber bleibt die- 
Deut "^Pruch auf der Tagesordnung der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
so w„ c"'ar,d und der Sowjetunion. Die Führung der Sowjetunion weiß, daß das stets 

» seitdem wir diplomatische Beziehungen zueinander unterhalten. 

Adena 'e'cnt "cnt'8» einmal daran zu erinnern, daß in der Einladung an Konrad 
sicjj Uer y°r bald 30 Jahren, in der Note vom 7. Juni 1955, die sowjetische Seite von 
des de S ^e ~~ 'cn z't'ere wörtlich — „Lösung des gesamtnationalen Hauptproblems 
Vert 

utschen Volkes" zum Thema gemacht hat. Und beim Abschluß des Moskauer 
des ve^S Vor 15 Jahren ist der Brief der Bundesregierung zur deutschen Einheit Teil 

rtragswerkes geworden. 
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Bei unseren Beziehungen zur Sowjetunion ging es von Anfang an immer auch, aber m« 
allein um politische, wirtschaftliche und kulturelle Fragen. 
Humanitäre Anliegen standen für uns stets mit im Vordergrund. Den Weg hat Konr» 
Adenauer gewiesen, als er sich bei seiner Moskau-Reise im September 1955 erfblgre» 
für die Freilassung der deutschen Kriegsgefangenen einsetzte, die bis dahin in " 
Sowjetunion zurückgehalten wurden. 
Meine Damen und Herren, humanitäre Fragen bewegen uns auch in unserer Zeit. K 
denke an den Wunsch vieler Deutscher und Sowjetbürger deutscher Nationalität, * 
der Sowjetunion nach Deutschland ausreisen zu können. Bei meinem Besuch in 
Sowjetunion im Juli 1983 habe ich die sowjetische Führung daran erinnert - unfl. 
tun das in allen Gesprächen -, daß dies für uns ein ganz wesentlicher, ein entscn 
dender Punkt der gegenseitigen Beziehungen ist. 
Gemeinsam mit unseren Bündnispartnern und anderen europäischen Länderni ist  * 
uns gelungen, humanitären Fragen einen festen Platz im KSZE-Prozeß zu sichern. ^ 

Sicherheit in Europa streben wir ja nicht um der Staatsapparate willen an, soncte. 
zum Wohl der Völker, zum Wohl der Menschen: durch Selbstbestimmung, durcn r 
heit und Menschenrechte. 
Die Schlußakte von Helsinki, am 1. August zehn Jahre alt, hat ein West-Ost-Rahme 
Programm formuliert, das unserer bilateralen wie multilateralen Deutschland- 
Ostpolitik zusätzliche Impulse gibt. Erster Leitsatz dieser Politik ist das RecM * 
Völker - in den Worten der Schlußakte - ich zitiere -, ^ 

in voller Freiheit, wann und wie sie es wünschen, ihren inneren und äußeren p° 
sehen Status ohne äußere Einmischung zu bestimmen. 

V. Wir haben das Geflecht der Beziehungen 
zwischen beiden Staaten in Deutschland gefestigt 
und verdichtet s0 
Es kommt darauf an, Deutschlandpolitik in einen größeren Rahmen einz"fü§*s'die 
daß ein Geflecht von Beziehungen bilateraler und multilateraler Art entsteht, a* 
Deutschlandpolitik trägt und absichert. ^ 
Es wäre eine falsche Auffassung, daß uns schadet, was der DDR Nutzen bringt, o 
daß uns nutzt, was der DDR schadet. Es gehört zu unserer Verantworte* ^ 
Deutschland und Europa und zum Anspruch an uns selbst, jene Felder zu vergr     ^ 
auf denen eine Verflechtung der Interessen möglich ist. Wo sie möglich ist, s01   ides 
auch stattfinden. Die Beziehungen zwischen den beiden Staaten sind durcn 
bestimmt: durch Gegensätze und Gemeinsamkeit. 
Meine Damen und Herren, wir wollen Spannungen abbauen und Vertrauen scha ^ 
Dies ist nur zu erreichen durch mehr Kontakte zwischen den Menschen in n 
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.B
st' durch mehr Freizügigkeit, mehr persönliche Freiheit für den einzelnen, durch bes- 

sere Reisemöglichkeiten. 
,e Teilung Deutschlands, die Teilung Europas ist auch deshalb ein Problem der 
enschenrechte, weil es stets zur Instabilität führen muß, wenn den Menschen ele- 
entare Menschenrechte vorenthalten werden. Hierzu können, hierzu werden wir 

n»cht schweigen. 

all
s   J^er Teil eines geteilten Volkes bleiben wir verpflichtet, für die Menschenrechte 
ler Deutschen einzutreten. 

dieF c * fÜr UnS Deutscne m einem geteilten Land gilt es, Bedingungen zu schaffen, die 
Pi. renzen durchlässiger machen und die Folgen der Teilung Deutschlands und 
tUropas mildern. 

seh" k° "' da^ d'e Menschen zueinander kommen können. Nicht Grenzen zu ver- 
alfen ' sondern sie zu überwinden durch Menschlichkeit und Verständigung mit 
Reci Unseren Nachbarn, das ist der Kern der Deutschland- und Ostpolitik dieser 

v*Zß- i'Cl?e Erleichterungen über die Trennlinie in Europa und in Deutschland hin- 
mJL S? fur uns unerläßliche Voraussetzung für die Sicherung des Friedens und für 
mehr Stabilität in Europa. 

ar^".bekennen wir uns zu einer Politik des Dialogs und der möglichen Zusammen- 
lag d

mit der DDR. Der Grundlagenvertrag ist Basis und Rahmen für die Entwick- 
8ütn f L ^epehungen. Maßstab ist das Ziel dieses Vertrags, normale, wenn möglich 
kel arnche Beziehungen zwischen den beiden Staaten in Deutschland zu entwik- 

f0rt 
e . ^ten sollten sich darum bemühen, die Politik des Dialogs auf allen Ebenen 
uiühren und auf viele Bereiche auszudehnen. 

^üstu ederaufnanme der Gespräche beider Weltmächte in Genf über Abrüstung und 
Über d^S ntr°He, ihr begonnener Meinungsaustausch über regionale Konflikte wie 
schen ,1f[

Intens'v*ening der Wirtschaftsbeziehungen sollten es allen unseren osteuropäi- 
ster c^ acnkarn ermöglichen, das direkte und persönliche Gespräch auch auf höch- 
den u .e"e wieder in Gang zu bringen. Die Verbesserung der Beziehungen zwischen 
e*»rona- n Weltmächten bedarf der Unterstützung und Untermauerung durch die 

Paischen Bündnispartner in Ost und West. 

len UntSChen-der Bundesrepublik Deutschland und der DDR bestehenden prinzipiel- 
Lösun     scm.e^e sollen und können nicht verwischt werden. Sie brauchen aber der 

8 praktischer und vor allem humanitärer Fragen nicht entgegenzustehen. 
Wir wolle 
Pro7f,n   .   uns auf das Machbare konzentrieren. Beide Seiten dürfen sich in diesem 

<eu nicht überfordern. 
Jede Set 
^ertro..     mu^ Leistungen einbringen. Sie setzen Vertrauen voraus und werden neues irauen schaff»« schaffen. 

11 
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Die Bundesregierung hat ihren Wunsch und ihre Bereitschaft zu Dialog und Zusa 
menarbeit mit der DDR unter anderem durch die Garantie für die beiden Bankkreu 
signalisiert. Die Botschaft ist verstanden und mit einer Reihe positiver Gegensig" 
beantwortet worden. . 
Diese Entscheidungen haben das Verhältnis zwischen den beiden Regierungen stabi 
siert und zur Verstetigung der Beziehungen beigetragen. 
Trotz unleugbarer beträchtlicher Spannungen  im Ost-West-Verhältnis hat unse 
Deutschlandpolitik auch im letzten Jahr beachtliche Erfolge aufzuweisen. 

Trotz aller Prophezeiungen nach der Stationierung in der Bundesrepublik Deuts« 
land im Blick auf eine neue Eiszeit sind 1984 über 40000 deutsche Landsleute aus 
DDR zu uns übergesiedelt. Wir begrüßen dies im Interesse der Betroffenen. Viele 
ihnen sahen in einer Übersiedlung aus der DDR ihre letzte Hoffnung. 

Die Verantwortlichen in der DDR bleiben aufgerufen, durch tatsächliche Eflel!*zu 
rungen bei Besuchsreisen in die Bundesrepublik einen kräftigen Schritt nach v0[,pg 
gehen, um den Druck zu mildern, den offenbar viele unserer Landsleute in der v 

empfinden. v<»rtre' 
An dieser Stelle erlauben Sie mir ein Wort zu den Zufluchtsfällen in unseren v« ^ 
tungen, insbesondere in der Botschaft in Prag. Die Bundesregierung - ich wn» 
hier wiederholen - hat immer wieder erklärt, daß dieser Weg ungeeignet ist, die 
reise aus der DDR zu erzwingen. Von einem solchen Schritt kann nur abgeraten 

Aber auch diese Vorgänge zeigen eben mit aller Deutlichkeit, welche Auswirkung«0.^ 
haben kann, wenn Menschen nicht ungehindert von dem einen in den anderen 
Deutschlands reisen können und in ihrer Not keinen anderen Ausweg sehen. 

Die DDR hat zugesagt, Reisen in dringenden Familienangelegenheiten großzügU?« n. 
genehmigen. Hierzu paßt es nicht, daß 1984 weniger Besucher in dringenden Farn 
angelegenheiten zu uns kommen konnten als 1983. 
Erfreulich entwickelt hat sich dagegen der Reiseverkehr in die DDR. Die Bundes^ 
rung hat es begrüßt, daß die DDR die Kinder vom Mindestumtausch wieder i      t. 
stellt und den Umtauschsatz für Rentner gesenkt hat. Eine Reduzierung des M"1 

Umtausches für alle Reisenden bleibt auch für die Zukunft ein wichtiges Ziel. 

Die Abfertigung im Reise- und Besucherverkehr ist seit Mitte 1983 spürbar verb«^ 
worden. Ich will an dieser Stelle unsere Mitbürger noch einmal ausdrücklich e    ^ 
tern und dazu aufrufen: Nutzen Sie die Chance, fahren Sie in die DDR, suchen s   Qft 
Begegnung mit unseren Landsleuten dort, nutzen Sie vor allem die Möglichkeit, 
und Stelle einen persönlichen Eindruck zu gewinnen! ^ 
Der Jugendaustausch hat sich 1984 auf seilen der Bundesrepublik erfreulich ent ^ 
kelt. Rund 30000 junge Menschen reisten in Jugendgruppen und Schulklassen 
DDR; mehr als je zuvor. Wir sollten bei diesen Zahlen nicht stehenbleiben. ^ 
Ich möchte von hier aus Lehrer an deutschen Schulen, Schulleitungen und v°'che 
auch die Kultusministerien der Bundesländer bitten, diese Aufgabe als eine u 
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r»r!Sabe zu sehen und möglichst vielen jungen Leuten die Chance zu geben, in die 
UL)R zu reisen. 

ndererseits ist es bedauerlich, daß die DDR seit dem letzten Frühjahr die Reisen zu 
B

ns gestoppt hat. Die dafür genannten Gründe sind für mich nicht stichhaltig. Die 
undesregierung unterstützt den Jugendaustausch auch weiterhin und fördert ihn 
"Cn finanziell. Ich hoffe, daß die Führung der DDR auf diesem Gebiet die Zusam- 
enarbe«t bald wieder aufnimmt. 
m 30. November 1984 wurde — entsprechend der Ankündigung des Staatsratsvorsit- 

Q      
n Honecker — der letzte Selbstschußapparat an der Sperranlage der DDR an der 

renze zwischen den beiden Staaten in Deutschland abgebaut. 

|r begrüßen das, aber wir wissen auch, daß die Grenze dadurch nicht durchlässiger 
Worden ist. 

rvf mer»schenverachtenden Sperranlagen der DDR an den Grenzen mitten durch 
e ytschland zeigen mehr als alles andere, wie weit wir von Normalität immer noch 
Seh"61?1 S'nd" Es ist und bleibt unerträglich, wenn immer noch Bodenminen und 
geh'6       enI die Menschen daran hindern, von Deutschland nach Deutschland zu 

,eWalt darf auch an der innerdeutschen Grenze kein Mittel der Politik sein. 

>n T' c den vergangenen Jahren gelungen, im Bereich des Umweltschutzes Bewegung 
_ le Entwicklung der innerdeutschen Beziehungen zu bringen. Umweltbelastungen 
dje p

S erfahren wir täglich — machen an Grenzen nicht halt. Zusammenarbeit über 
!and     nZCn mnweg beim Umweltschutz gehört zur guten Nachbarschaft in Deutsch- 

schv/r8-angenen Janr wurden die Verhandlungen über das sehr drängende, aber auch 
undIw'86 Problem der Maßnahmen zur Reduzierung der Salzbelastung von Werra 
die rynDCr fortgesetzt. Im Zusammenhang mit der Münchener Umweltkonferenz hat 
drincl' K deutnch gemacht, daß sie tatkräftig Maßnahmen zur Lösung der immer 
Gerg.lcher werdenden Probleme der zunehmenden Luftverunreinigung ergreifen will. 
Staa» ler sehe ich ein wichtiges Feld der Zusammenarbeit, das im Interesse beider 
Au

aaten' beider Seiten liegt. 
GesDr

Cklich erinnern möchte ich daran, daß es Ende August 1984 zu einem ersten 
men ft     V°n Forstexperten beider Seiten über Probleme der Waldschäden gekom- 

dem 2
Undesregierung wird sich weiterhin bei der DDR für intensive Gespräche mit 

si^ b . 0nkreter Verbesserungen einsetzen. Das gilt auch für die Bereiche, in denen 
haltUn

ere!ts Gespräche von Experten beider Seiten ergeben haben: die Frage der Rein- 
hinden Elbe' die Sicherheit kerntechnischer Anlagen sowie Maßnahmen zur Ver- 
G     ^ng und Bekämpfung von Waldschäden. 

zu Endran8Kkommen sind die Kulturverhandlungen. Sie sollten zügig und konstruktiv 
e gebracht werden. Die Bundesregierung wünscht, daß auch die Verhandlungen 
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über das Wissenschaftsabkommen und das Rechtshilfeabkommen - ich möc 
sagen: endlich — bald abgeschlossen werden. 
Ein wesentliches und stabiles Element der Beziehungen zwischen den beiden Sta* 
in Deutschland ist der innerdeutsche Handel. Die Bundesregierung ist bereit, 
Wirtschaftsbeziehungen auf der Grundlage der bestehenden Abkommen weiter a 
bauen. j,e 

Im Jahre 1984 hat der innerdeutsche Handel insgesamt das  1983 erreichte      g 
Niveau von über 15 Milliarden Verrechnungseinheiten gehalten. Dabei hat die      x 
allerdings ihre Lieferungen an uns um etwa 10 Prozent ausweiten können, wai 
ihre Bestellungen bei uns deutlich geringer waren als im Jahre 1983. ^ 

Für das jetzt laufende Jahr 1985 gibt es Anzeichen für eine wieder stärkere Einkau  hr 
tigkeit der DDR, insbesondere auch im Bereich der Investitionsgüter, so daß nun ^ 
auch unsere Lieferungen in die DDR wieder ansteigen und die Lieferstruktur sie ^& 

bessern kann. Die Novellierung der Dienstleistungsvereinbarung dürfte den 
Schaftsbeziehungen nach beiden Seiten hin zusätzliche positive Impulse geben.      ^ 

Meine Damen und Herren, Brennpunkt der ungelösten deutschen Frage und z"he\\)i 
Gradmesser für den Stand der Beziehungen im West-Ost-Verhältnis ist und 
Berlin. ^ 
Wir sollten uns gemeinsam darüber freuen, daß die Stadt wieder zu einem       Jfn 
hungspunkt geworden ist. Noch nie hat Berlin so viele Besucher gehabt wie l*    ten 
vergangenen Jahr konnten wir auch die höchste Zahl von Reisenden seit Inkrai 
des Transitabkommens von 1971 feststellen. ^ 

Die Berlin-Politik der Bundesregierung ist darauf angelegt, die Lebensfähigkel -^e 
Stadt zu sichern und Bedingungen zu schaffen, unter denen sie ihr Potentia, ^ 
Kraft ungestört entfalten kann. Hierbei kommt der Entwicklung der Bindunge    ^ 
lins an die Bundesrepublik Deutschland und der Vertretung seiner Interessen 
den Bund nach außen vorrangig Bedeutung zu. ^ 

Unsere Berlin-Politik — es ist wichtig, es wieder einmal zu wiederholen — 
ungeteilte Unterstützung aller unserer Bündnispartner. 

Die Bundesregierung tritt entschieden für die strikte Einhaltung und volle An^e ^ 
des Viermächte-Abkommens vom 3. September 1971 ein. Die Sicherheit Ben»» gflt' 
durch die Garantie der drei Mächte und ihre Präsenz in Berlin gewährleistet. r^jjcl»' 
schlossenheit der Alliierten, auf ihren Rechten zu bestehen und ihren Verantw ^ &eV 

keiten nachzukommen, hat der Präsident der Vereinigten Staaten von AmeriK 
ner Neujahrsbotschaft an die Berliner Bevölkerung erneut eindeutig bekräftig •      ^ 

Die Bundesregierung wird den Transitverbindungen nach Berlin weiterhin ihre 
dere Aufmerksamkeit widmen. $ 
Die neue Autobahnverbindung zwischen Eisenach und Wartha sowie der A11*^' 
Grenzübergangsstelle in Wartha haben zur Erleichterung des Transitverkehrs ^ 
lieh beigetragen. Über eine Grunderneuerung des grenznahen Abschnitts o 
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bahn R   r 
kehr rnUR~^irscnDer8 wird zur Ze'1 mit der DDR gesprochen. Für den Transitver- 
8efunde f r''n 'st es besonders wichtig, daß sich die DDR im vergangenen Jahr bereit 
offenzuh l        den Grenzübergang Staaken für den Transitverkehr bis Ende 1987 

der DDRe-Ke8ier"n8 strebt aucn d'e baldige Unterzeichnung von Vereinbarungen mit 
*Usät7i;„u U d'e Verlegung eines Glasfaserkabels nach Berlin und den Bau einer 
Di       

Chen R»chtfunkstrecke an. 

^sentUh USammenar*5eit von Bundesregierung und Berliner Senat hat auch zu einer 
getragen p-n VerDesserung des Wirtschaftsklimas und der Wirtschaftslage Berlins bei- 
^erHn v i wesentncner Impuls ging dabei von der zweiten Wirtschaftskonferenz in 
e'n8elad m/um 1984 aus, zu der ich gemeinsam mit dem Regierenden Bürgermeister 

öie £ak j , 
•anger Ze't- ^etI?eoe ist 1984 erstmals seit 1945 wieder angestiegen. Erstmals nach 
le8t Word   Smd wieder Vorstandsfunktionen deutscher Unternehmen nach Berlin ver- 

^evverbe annaltende Rückgang der Zahl der Beschäftigten im verarbeitenden 
industriell'St 8est0PPt worden. Zum erstenmal seit über zehn Jahren hat die Zahl der 
[)• en Arbeitsplätze wieder zugenommen. 
w'e die /' un8 des Bruttoinlandsprodukts übertraf den Bundesdurchschnitt ebenso 
Irw       Unanme von Investitionen, Auftragseingängen und Produktion. 

^er'>ns d ,• n s'cn "~ d*es *st Mar erkennbar — die wirtschaftlichen Perspektiven 
^tandortv

eU Cl1 verDessert' n'cnt zuletzt deshalb, weil die deutsche Wirtschaft die 
lehnen 0rt

1
e,'e» die Berlin vor allem im Bereich von Forschung und Entwicklung aus- 

Me'       '      annt u°d angenommen hat. 

?'r<* dahe"1^11 ^^ **erren' Berlin bleibt eine nationale Aufgabe. Die Bundesregierung 
kensfär/ 'u .'nren Anstrengungen nicht nachlassen, ihren Beitrag zur Stärkung der 

5j 'ßkeit der Stadt zu leisten und damit die Anziehungskraft Berlins zu fördern. 

ure Ge!erSte*!f "den Feiera zum 75°- Geburtstag der Stadt bieten uns allen eine beson- 
etronoi *enne*t> unser Engagement für diese bedeutende und faszinierende deutsche 

Als Qeb    nCU ZU bekräfti8en- 
^euts^^fägsgeschenk der Bundesrepublik Deutschland wollen wir in Berlin das 

'n> in j^,sto"sche Museum bauen und einrichten. Ein solches Haus gehört nach 
Da    '       Ie alte Hauptstadt der Deutschen. 

rchaffUn gelbst ist eine nationale Aufgabe von europäischem Rang. Es geht um die 
lUnge Bürgemer Stätte der Selbstbesinnung und der Selbsterkenntnis, wo nicht zuletzt 
u.Ur unbewnUnSeres ^andes etwas davon spüren können — und sei es zunächst auch 

°hin wir . """» w°her wir kommen, wer wir als Deutsche sind, wo wir stehen und 
MeineDa

r8ehen werden. 
Sai^keit ur^f" Und Herren, wohl kein anderes Feld der Politik braucht so viel Behut- 

guten Willen aller Demokraten wie die Deutschlandpolitik; denn hier 
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geht es im Kern um unsere nationale Identität und um unsere nationale wie europ 
sehe Bestimmung. 

Wo Deutschland selbst auf der Tagesordnung steht, sollte es möglich sein, diei* 
teien, die diese Republik von Anfang an mit aufgebaut haben, stets zuerst in Gen», 
samkeit zu sehen: bei der Suche nach dem, was uns verbindet, nicht — wozu wir s 
sicherlich manchmal neigen — nach dem, was uns trennt. 

Wenn es der Deutschlandpolitik gelingen soll, die Folgen der Teilung unserer Na^ 
für die Menschen erträglicher zu machen und die Einheit der Nation zu wahren,      .. 
bedarf sie des Rückhalts durch möglichst viele Abgeordnete des frei gewählten v 
sehen Bundestages. . 

Deshalb hat es die Bundesregierung vor einem Jahr begrüßt, daß sich die F1"3^10^ 
der CDU/CSU, der SPD und der FDP am 9. Februar 1984 auf einen geme,nSLefl 
Entschließungsantrag zur Lage der Nation im geteilten Deutschland verstäno 
konnten. (ei. 

Meine Damen und Herren, heute wie in Zukunft sollte zwischen uns außer Streit ^. 
ben, was der Deutsche Bundestag damals, vor einem Jahr, an den Anfang seiner P 

rung gestellt hat. Die Erklärung sagte: a 

Unser Land ist geteilt, aber die deutsche Nation besteht fort. Aus eigener ^ 
können wir Deutschen den Zustand der Teilung nicht ändern. Wir müssen >J,n ^n 
erträglicher und weniger gefährlich machen. Ändern wird er sich nur im Ra a„f 
einer dauerhaften Friedensordnung in Europa. Es bleibt unsere Aufgabe,, j jfl 

einen Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem das deutsche v. 5pg 
freier Selbstbestimmung seine Einheit wiedererlangt". Der Deutsche Bun° ^ 
bekräftigt das dem deutschen Volk zustehende Recht auf friedliche VerwirK»4, 

seines Selbstbestimmungsrechts. ^ 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung wird versuchen, ihren Beitrag zü 

sem geschichtlichen Auftrag zu leisten. 

CDU-Dokumentation  —   Verantwortlich:  Axel   König,  Konrad-Adenauer-Haus,  53 
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